
Bundessozialgericht

-1RA 77/80 -

I m N a m e n d e 3 V o 1 k e 8

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

.O.......00.00.........OOOOOOOOOOOOO0.000.000.......

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

0.0.0000...OOOIIOOOOCOOUOOOOOOO....OOOIOOOIOOO0.000.

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 1. Sénat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 23. Juni 1981

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozielgerichts Hamburg vom 2h. September 1980

wird zurückgewiesen. '

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er—
statten.
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Der Streit geht um die Frage, wer die Kosten einer Heil-

behandlung wegen Tuberkulose (Tbc) zu tragen hat°

Die 1924 geborene Kontoristin Ex' W'” (w), Ehefrau eines
Kriminalbeamten, ist bei der klagenden Ersatzkasse gegen
Krankheit versichert; von der beklagten Bundesver-

sicherungsanstalt für Angestellte (BfA) bezieht sie seit

10 Juli 1976 Rente wegenErwérbsunfähigkeit. In der Zeit
vom 9. August bis 13. Oktober 1976 mußte sie im Zentral»

krankenhaus G der Landesversicherungsanstalt (LVA)

Oberbayern wegen einer reaktivierten beiderseitigen Lungen-

Tbc stationär behandelt werden° Die Kosten hierfür im Be-

trag von zumindest 8.098,—— DM übernahm zunächst die
Klägerin.

Mit Bescheid
vom 30. November 1976 lehnte die Beklagte

einen Antrag Erna W's ab, diese Kosten zu übernehmen:
Nach 5 21a Abs 7 Satz 2 des Angestelltenversicherungs-

gesetzes (AVG) soheide ein An3pruch gegen sie — Beklagte -
auf Tbc-Hilfe.ua für Ehegatten von_versicherungsfreien

Beamten aus‚ die bei der Feststellung der Behandlungs—'
bedürftigkeit wegen der Tbc in keiner versicherungsm

pflichtigen Beschäftigung gestanden haben° Tbc—Hilfe
habe der Dienstherr des Ehegatten nach 5 127 des Bundes-

sozialhilfegesetzes (BSHG) sicherzustellen, Gegen diesen
Bescheid hat Erna W keinen Rechtsbehelf eingelegt°

In der Folge bat die Klägerin die Beklagte, ihr die Kosten

der Tbc-Heilbehandlung Erna W's zu erstatten. Die Be—

klagte verblieb jedoch bei ihrer ablehnenden Auffassung.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

Auf die von der Klägerin im August 1977 schließlich er—
hobene Leistungsklage hat das Sozialgericht (SG) die Be-

klagte am 12. Oktober 1979 verurteilt, der Klägerin

8.098,-— DM zu zahlen. Mit dem angefochtenen Urteil vom
24. September 1980 hat das Landessozialgericht (LSG) die
Berufung der Beklagten hiergegen zurückgewiesen und aus-
geführt: Der Anspruch Erna W's gegenüber der Klägerin auf

Gewährung stationärer Heilbehandlung habe mit Rücksicht

auf einen entsprechenden An3pruch gegenüber der Beklagten

geruht. Dem stehe die Vorschrift des 5 21a Abs 7 Satz 2 AVG

nicht entgegen. Das in Abs 3 aaO geregelte Konkurrenzver-

hältnis der Ansprüche eines Versicherten gegenüber Kranken-

kasse und Rentenversicherungsträger bleibe hiervon unbe—

rührt. Da Erna w nicht zu den versicherungsfreien bzw von
der Versicherungspflicht befreiten Personen gehöre, könne
@ 21a Abs 7 Satz 2 AVG in ihrem Fall nicht Platz greifen.

Der Leistungspflicht der Beklagten stehe auch nicht der

Erna W erteilte Ablehnungsbescheid entgegen.

Dieses Urteil bekämpft die Beklagte mit der zugelassenen

Revision. Sie bringt vor: Die pflichtversicherte Ehefrau

eines versicherungsfreien Beamten gehöre sehr Wohl zu den

Personen, deren Anspruch auf The—Maßnahmen gegen den Träger

der Rentenversicherung grundsätzlich ausgeschlossen sei.
5 21a Abs 7 Satz 2 AVG müsse auch dann angewendet werden,

wenn die Leistungspflicht des Dienstherrn hinter der eines

Trägers der Krankenversicherung zurücktrete. Der Gesetz-

geber hätte anderenfalls die Vorschrift bereits ent-

sprechend ändern müssen. ’

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg

vom zu. September 1980 sowie das Urteil des
Sozialgerichts Hamburg vom 12. Oktober 1979

aufzuheben und die Klage abzuweisen.
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Die Klägerin beantragt‚

die Revision zurückzuweiseno

Sie führt aus9 die Beklagte sei bereits nach 5 6 Abs 2
des Gesetzes über die Angleichung der Leistungen zur Reha—

bilitation (RehaAnglü) leistungspflichtigo Im übrigen ruhe

ihre9 der Klägerin„ Leistungspflieht nach @ 2ia Abs 5

Satz 2 AVG° ‘

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung ehne

mündliche Verhandlung für einverstanden erklärt (5 12a

Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes«SGG)°

II

Die zulässige Revisinn der Beklagten ist nicht begründet°

Rechtsgrundlage des gegen die Beklagte gerichteten Erw

stattungsbegehnens der Klägerin ist 5 6 Abs 3 Satz 1 Reha—

AnglG° Danach hat ein Träger dann9 wenn er bei_Unklarheit

über den endgültig zuständigen Rehabilitationstnäger vor-
läufig vorgeleistet hat (Abs 2 aaO), gegen den zuständigen
Träger Anspruch auf Erstattung der verauslagten Beträgeo„

Bei den vom Träger der gesetzlichen Rentenvensicherung

einem an The erkrankten Versicherten, Rentner„ Ehegatten

oder Kind nach 9 218 Abs 1 und 3 AVG (= 5 12hha Abs 1 und 3
der Reichsversicherungsordnung —BVD) gemäß 55 13 his 21 AVG
(= 55 1236 bis 124h RVG) zu gewährenden Maßnahmen = insbee

sondere einer stationären Behandlung — handelt es sich um
Maßnahmen zur Rehabilitation im Sinne von @@1 Abs 19

2 Abs 1 Nr 3 RehnAngl■° Hiernaeh hat die Klägerin gegen
die Beklagte Anspruch auf Erstattung der von ihr geltend
gemachten und verauslagten Kosten„ wenn letztere als Träger

der Tbc=Hilfe gemäß @ 2ie AVG Enns W verpflishtet warg

stationäre Heilbehandlnng zu gewähren„ Das ist der Fall°
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Dem Erstattungsanepruch der Klägerin steht zunächst nicht
entgegen, daß die Beklagte ein entsprechendes Leistungs—
begehren Erna W's mit bindendem Bescheid vom 30.November 1976

abgelehnt hat (vgl @77 SGG). Dieser Bescheid hatte im Ver-
hältnis zur Klägerin weder eine unmittelbare Drittwirkung

noch eine von ihr zu beachtende "Tatbestandswirkung". Der
Erstattungsanspruch der Klägerin nach 5 6 Abs 3 Satz 1 Reha-

AnglG ist mit dem Leistungsanspruch Erna W‘s nicht identisch,

sondern geht auf den Ausgleich einer - behaupteten - unge-
rechtfertigten Vermögensverschiebung im Verhältnis allein

zwischen Klägerin und Beklagter. Diesen Ausgleich muß der

von der - angeblichen - ungerechtfertigten Vermögensver»
schiebung betroffene Träger ohne Rücksicht darauf herbei—

führen können, ob sich der als ausgleichspflichtig in An-
spruch genommene andere Träger im Verhältnis zu seinem Ver-

sicherten von der Leistungspflicht zu Recht oder zu Unrecht

befreit hat. Denn gerade die - angeblich — ungerechtfertigte
Leistungsbefreiung hat zu der Vermögensverschiebung geführt,

auf Grund derer der erste Träger von dem zweiten Ausgleich

begehrt. Deshalb kommt vorliegend dem Erna W Leistungen ver-
sagenden Bescheid der Beklagten vom 30. November 1976 gegen—
über der Klägerin keine Wirkung zu, die ihren Ausgleichsan-

spruch beeinträchtigen könnte.'

Die Klägerin dringt mit ihrem Erstattungsanspruch aus
folgenden Gründen durch:

Nach dem bereits erwähnten @ 21a Abs 1 und 3 Satz 1 iVm

5 1h AFGhat Erna W gegen die Beklagte auf Grund ihrer Tbc
Anspruch auf Gewährung stationärer Heilbehandlung. Dieser
Anspruch entfällt nicht auf Grund des 5 21a Abs 7 Satz 2 aaO.

Zwar gilt danach Abs 1 ua nicht für die Ehegatten von Per-

sonen, die ua nach 9 6 Abs 1 Nr 3 AVG als Beamte versicherunge-

frei sind, wenn sie bei der Feststellung der Tbc»Behandlungs—

bedürftigkeit in keiner versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung standen. Dies gilt jedoch nicht für solche Personen,

die - wie Erna W — bei einem Träger der gesetzlichen Kranken—
versicherung gegen Krankheit versichert sind:
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Diese Personen haben gegen den Träger der gesetzlichen

Krankenversicherung nach 5 18h RVG in der ab 10 Januar 1974
geltenden Fassung des Gesetzes vom 19° Dezember 1973 Ane

spruch auf zeitlich unbegrenzte erforderliche Krankenhaus-
pflege° Dieser An5pruch auf stationäre Krankenbehandlung

ua gegen eine Ersatzkasse ist gemäß 5 2 Abs 2 Satz 1 iVm
5 127 Abs & Satz 1 BSHG gegenüber den Anspruch auf‚Thc»

Hilfe gegen den öffentlichwrechtliehen_Dienstherrn „ hier

des Ehemannes Erna W's « nach @127 aaO vorrangig (vgl BSG

in SozR Nr % und 38 zu 5 18h RVG; SozR 2200 @12A4a Nr 11)'
Das bedeutet auch für den vorliegenden Fall9 daß Erna W

keinen Anspruch gegen den Dienstherrn ihres Ehemannes auf

statinnäre'The—Heilbehandlung haben kann; die gegenteilige

Annahme der Beklagten in dem der Versicherten am 300 No»

vember 1976 erteilten Bescheid ist unrichtig° Da sich Sinn

und Zweck des 5 21a Abs 7 Satz 2 AVG darin erschöpfen„
innerhalb des Rechts der Tuberkulosenhilfe sachbezogen

eine Abgrenzung der Leistungszuständigkeit zwischen öffent-

lich—rechtlichen Dienstherrn und Träger der Rentenvér—

sicherung festzulegen (vgl hierzu eingehend den erkennenden

Senat in SozR 2200 @ 12üüa Nr 10)„ ist die Vorschrift auf
Sachverhalte der vorliegenden Art unanwendhar° Wegen der

vorrangigen Zuständigkeit des Krankenversicherungsträgers

kann der öffentlich-rechtliche Dienstherr nicht nach

5 127 BSHGzuständig werdeng

Hiernach läßt sich 5 21 Abs 7 Satz 2 AVG auch auf den vorm

liegenden Sachverhalt.nicht anwenden„ Das bedeutet9 daß

Erna W gegen die Beklagte wegen der The Anspruch auf
.statio-

näre Heilbehandlung nach @ 21a Abs % und 3 Satz 1 AVG hatte,

Die Verteilung der Aufgaben zur Thc»Hilfe zwischen Träger

der Krankenversicherung einerseits und Träger der Renten“

versicherung andererseits in 5 21a Abs 3 Satz 2 AVG ent-

halten nach allgemeiner Auffassung zugleich eine Abgrenzung

der Leistungszuständigkeiten der beiden Trägerg nach ihr?mt

der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung dem Ver«
sicherten oder seinen Angehörigen ambulante9 der Träger der
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Rentenversicherung dagegen die stationäre Tbc-Heilbehandlung

zu gewähren (vgl BSGE42, 238, 239 = SozR2200 @12A4aNr 9;
BSG in SozR 2200 5 124Aa Nr 14; VerbKomm, & 1244a Anm 12;
Jantz/Scheerer, Handbuch der Rentenversicherung, @ 124Aa RVG,
Anm V 1, S 9). Demnach hat die klagende Ersatzkasse zu—
gunsten der Beklagten vorgeleistet, als sie die Kosten der

stationären The-Behandlung Erna W's übernommen hat. Als end-

gültig verpflichteter Träger hat die Beklagte der Klägerin
die verauslagten Kosten zu erstatten.

Nach allem trifft das angefochtene Urteil zu, so daß die Re-

vision hiergegen als unbegründet zurückzuweisen war.

Da nur die Beklagte, nicht die Klägerin Revision eingelegt hat,

konnte der Senat nicht prüfen, ob der Klägerin der Zahlungsan-

spruch im höheren als vom LSG zugesprochenen Umfang zuge—
standen hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs 4 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

